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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1967 

II/l — 68070 — 5834/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats mit ergänzenden Vorschriften 
für die gemeinsame Marktorganisation für Wein« 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 27. Juni 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck ; Bonner Universitäts-Bucbdrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
mit ergänzenden Vorschriften 
für die gemeinsame Marktorganisation für Wein 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen; diese Politik 
muß vor allem eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte umfassen, die bei den einzelnen Er- 
zeugnissen jeweils verschiedene Formen annehmen 
kann. 

Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist die Ver- 
wirklichung der Ziele von Artikel 39 des Vertrages. 
Die Notwendigkeit, die Märkte zu stabilisieren und 
der Agrarbevölkerung einen angemessenen Lebens- 
standard zu gewährleisten, läßt es namentlich in 
der Weinwirtschaft angezeigt erscheinen, daß Inter- 
ventionsmaßnahmen in Form von Beihilfen für die 
private Lagerung oder in Form von Aufkäufen des 
durch Destillation von Wein gewonnenen Alkohols 
oder von Prämien für die Herstellung von Brannt- 
wein aus Wein getroffen werden können. Zu diesem 
Zweck ist insbesondere für jede Tafelweinart ein- 
wandfreier und handelsüblicher Qualität ein Grund- 
preis und ein davon abgeleiteter Interventionspreis 
festzusetzen, der für die Auslösung der Interven- 
tionsmaßnahmen maßgebend ist. Abgesehen von die- 
sen Maßnahmen müssen jedoch auch zu Beginn des 
Wirtschaftsjahres Interventionen auf Grund der 
Vorbilanz vorgenommen werden können, damit 
während des Wirtschaftsjahres ein globales Gleich- 
gewicht gewährleistet wird. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Wein- 
marktes für die Gemeinschaft setzt die Einführung 
einer einheitlichen Regelung des Handels an den 
Außengrenzen der Gemeinschaft voraus; in der Re- 
gel muß die Anwendung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs zur Stabilisierung des Marktes der 
Gemeinschaft ausreichen, da hierdurch verhindert 
wird, daß sich die in den Drittländern geltenden 
Preise und ihre Schwankungen auf die Preise inner- 
halb der Gemeinschaft auswirken. 


Es muß allerdings vermieden werden, daß der 
Markt der Gemeinschaft durch Angebote zu anorma- 
len Preisen auf dem Weltmarkt gestört wird; aus 
diesem Grunde sind für Weine aus frischen Wein- 
trauben Einschleusungspreise festzusetzen und die 
Zölle um eine Abschöpfung zu erhöhen, wenn die 
Angebotspreise frei Grenze zuzüglich der Zölle unter 
den Einschlcusungspreisen liegen. 

Um die Beteiligung der Gemeinschaft am Welt- 
handel mit Erzeugnissen der Weinwirtschaft auch 
weiterhin zu ermöglichen, ist vorzusehen, daß bei 
der Ausfuhr dieser Erzeugnisse nach dritten Ländern 
eine Erstattung gewährt werden kann. 

Ergänzend zu diesem System ist in dem für ein 
ordnungsgemäßes Funktionieren der Ausfuhrerstat- 
tungsrege! ung erforderlichen Maße die Möglichkeit 
vorzusehen, daß die Inanspruchnahme des soge- 
nannten aktiven Veredelungsverkehrs geregelt und, 
soweit die Marktlage dies erfordert, untersagt wer- 
den kann. 

Die zuständigen Behörden müssen in die Lage 
versetzt werden, zwecks Beurteilung der Marktent- 
wicklung den Warenverkehr ständig verfolgen und 
ggf. die gebotenen Maßnahmen anwenden zu kön- 
nen; zu diesem Zweck ist die Erteilung von Ein- 
fuhrlizenzen und ggf. von Ausfuhrlizenzen in Ver- 
bindung mit der Stellung einer Kaution vorzusehen, 
welche die Durchführung der Geschäfte gewähr- 
leisten soll, für die die Lizenzen beantragt wurden. 

Dank der Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs gegenüber dritten Ländern sowie ggf. der Ab- 
schöpfungen kann auf alle sonstigen Schutzmaßnah- 
men an den Außengrenzen der Gemeinschaft ver- 
zichtet werden. In Aiisnahmefällen kann dieser Me- 
chanismus jedoch versagen. Damit der Gemein- 
schaftsmarkt in solchen Fällen den daraus mög- 
licherweise entstehenden Störungen nicht schutzlos 
ausgesetzt ist, nachdem die früheren Einfuhrhinder- 
nisse beseitigt worden sind, muß der Gemeinschaft 
die Möglichkeit gegeben werden, rasch alle erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes 
für Wein setzt definitionsgemäß die Beseitigung 
aller Behinderungen des freien Verkehrs mit den be- 
treffenden Waren an den Binnengrenzen der Ge- 
meinschaft voraus. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes, 
der auf einem System gemeinsamer Preise beruht, 
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würde durch die Gewährung gewisser Beihilfen in 
Frage gestellt. Infolgedessen ist dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die Vertragsbestimmungen, mit deren Hilfe 
die von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen be- 
urteilt und — sofern sie mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar sind — verboten werden kön- 
nen, auch auf Wein Anwendung finden. 

Im Hinblick auf die Sanierung des Weinmarktes 
empfiehlt es sich, sobald wie möglich gemeinschaft- 
liche Regeln zur Verbesserung der Rebsortenwahl 
zu erlassen; die gemeinsame Marktorganisation muß 
im übrigen auf eine Stabilisierung der Märkte durch 
Anpassung der Versorgung an den Bedarf, vor allem 
auf der Grundlage einer Bereinigung der Rebfläche, 
abzielen. 

Die Anwendung der marktorganisatiorischen Vor- 
schriften kann durch unterschiedliche Rechtsvor- 
schriften in den einzelnen Mitgliedstaaten aufgehal- 
ten werden. Zur Beseitigung dieser Unterschiede ist 
also eine Angleichung der einzelstaatlichen Vor- 
schriften über die Erzeugung, Zusammensetzung und 
Vermarktung der betreffenden Erzeugnisse sowie 
ihre qualitative Verbesserung erforderlich. Zur Er- 
leichterung der Kontrolle ist die Einführung eines 
EWG-Begleitscheins vorzusehen. 

Damit sich der Übergang von einem Wirtschafts- 
jahr zum anderen möglichst reibungslos vollzieht, 
können Übergangsmaßnahmen erforderlich werden. 

Bis zum Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
organisation für Wein sollten einige der im Rahmen 
der Marktorganisation für Obst und Gemüse vorge- 
sehenen Bestimmungen auch für Keltertrauben und 
Traubensaft gelten. Da diese Erzeugnisse jedoch un- 
mittelbar zur Weinwirtschaft gehören, müssen sie in 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein einbe- 
zogen werden. 

Damit die Arbeiten zur Errichtung des Weinbau- 
katasters in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft, 
in denen sich hierbei besondere Schwierigkeiten er- 
geben, in befriedigender Weise durchgeführt werden 
können, muß eine zusätzliche Frist festgesetzt wer- 
den. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Wein 
muß zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des 
Vertrages genannten Zielen in geeigneter Weise 
Rechnung tragen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die gemeinsame Marktorganisation für Wein 
umfaßt eine Regelung für die Preise und Interven- 
tionen, eine Handelsregelung sowie gemeinsame 
Qualitätsnormen, 

2. Die gemeinsame Marktorganisation für Wein 
wird auf folgende Erzeugnisse angewandt: 


Nr. des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

a) 22,04 

Traubenmost, teilweise 
vergoren, auch ohne Al- 
kohol stummgemacht 

22.05 

Wein aus frischen Wein- 
trauben; mit Alkohol 
stummgemachter Most 
aus frischen Weintrau- 
ben 

b) ex 08.04 A 

Frische Weintrauben, 

ausgenommen Tafeltrau- 
ben 

20.07 A I 

Traubensaft (einschließ- 
lich Traubenmost) mit 
einer Dichte bei 15° C 
von mehr als 1,33 

B I 

Traubensaft (einschließ- 
lich Traubenmost mit 
einer Dichte bei 15° C 
von 1,33 oder weniger 

ex 22.10 

Weinessig 

23.05 

Weintrub; Weinstein, 

roh 


3. Im Sinne dieser Verordnung gelten als: 

a) Tafelweine, alle Weine mit Ausnahme von 
Schaumweinen : 

— die keine Qualitätsweine bestimmter Anbau- 
gebiete — im folgenden „Q. b. A." genannt ■ — 
sind" oder die nicht für die Bezeichnung „Q. 
b. A.'' in Frage kommen, 

— die zwar für die Bezeichnung „Q.b. A." inFrage 
kommen, jedoch nicht den Analyse- und Ge- 
schmacksanforderungen entsprechen, 

— die den Anspruch auf die Bezeichnung „Q. b. 
A." verloren haben. 

b) „Q. b. A." bis zum Inkrafttreten der in Artikel 4 
der Verordnung Nr. 24 vorgesehenen Regelung 
die in Artikel 3 der Entscheidung des Rats vom 

4. April 1962 zur Festsetzung der von der Bun- 
desrepublik Deutschland, der Französischen Re- 
publik und der Italienischen Republik zu eröff- 
nenden Einfuhrkontingente für Wein genannten 
Weine ^). 


TITEL I 

Regelung für die Preise und Interventionen 

Artikel 2 

1. Vor dem 1. August wird jährlich ein Grundpreis 
ohne Steuern für alle Tafelweinarten einwandfreier 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 1002/62 
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und handelsüblicher Qualität festgesetzt, die men- 
genmäßig oder qualitativ für die Gemeinschaftspro- 
duktion am repräsentativsten sind. 

Der Grundpreis wird je nach Wein entweder in 
RE je Grad Alkohol/hl oder in RE/hl ausgedrückt. 

Der auf der Erzeugerstufe festgesetze Grund- 
preis gilt vom 15. Dezember des Jahres, in dessen 
Verlauf er festgesetzt wird, bis zum 14. Dezember 
des darauffolgenden Jahres. 

2. Für jede Weinart wird der Grundpreis unter Be- 
rücksichtigung des Mittels der Preise, die in den 
beiden Wirtschaftsjahren vor dem Zeitpunkt der 
Grundpreisfestsetzung für diese Weinart festge- 
stellt worden sind, sowie unter Berücksichtigung 
der Preisentwicklung während des laufenden Wirt- 
schaftsjahres festgesetzt. 

Die Preise werden bei der Erzeugung auf den 
Referenzmärkten erfaßt. Referenzmärkte sind die 
Märkte in den Überschußgebieten der Gemeinschaft, 
auf denen ein bedeutender Teil der Tafelweinpro- 
duktion dieser Gebiete vermarktet worden ist und 
auf denen die niedrigsten Preise für die betreffende 
Weinart verzeichnet worden sind. 

3. Die Grundpreise und die Weinarten, für die sie 
gelten, werden nach dem Verfahren von Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages festgelegt. 

Artikel 3 

1. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission, 
nach dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages jährlich vor dem 15. De- 
zember einen Tnterventionspreis für alle Weinarten, 
für die ein Grundpreis festgesetzt wird. 

Der Interventionspreis darf nicht weniger als 75 ^/o 
und nicht mehr als 90 Vo des Grundpreises der be- 
treffenden Weinart betragen. Die Höhe des Inter- 
ventionspreises wird unter Berücksichtigung folgen- 
der Faktoren festgesetzt: 

a) der Besonderheiten des Marktes, insbesondere 
des Ausmaßes der Preisschwankungen; 

b) der Notwendigkeit, die Marktpreise zu stabilisie- 
ren, wobei die Entstehung strukturell bedingter 
Überschüsse innerhalb der Gemeinschaft zu ver- 
meiden ist; 

c) Qualität der Ernte; 

d) der Ergebnisse der Vorbilanz. 

2. Die Interventionspreise werden auf der glei- 
chen Stufe festgesetzt und gelten für den gleichen 
Zeitraum wie die Grundpreise. 

Artikel 4 

1. Für jede Weinart, für die ein Grundpreis fest- 
gesetzt wird, bestimmt die Kommission wöchentlich 
auf der Grundlage aller ihr vorliegenden Informa- 
tionen einen durchschnittlichen Erzeugerpreis für 
jeden Handelsplatz der betreffenden Weinart. 


2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis- 
sion alle zweckdienlichen Angaben zur Bestimmung 
der Durchschnittspreise, insbesondere — soweit re- 
präsentative Märkte vorhanden sind — die auf 
diesen Märkten festgestellten Erzeugerpreise der 
einzelnen Weinarien. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere die Liste der Handelsplätze und 
der repräsentativen Märkte, werden nach dem Ver- 
fahren gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. 24 
festgelegt. 

Artikel 5 

1. Liegt während des Zeitraums vom 15. Dezember 
eines Jahres bis zum 31. Oktober des darauffolgen- 
den Jahres der für einen Handelsplatz bestimmte 
Durchschnittspreis einer Tafelweinart während zwei 
aufeinanderfolgenden Wochen unter dem für diese 
Weinart festgesetzten Interventionspreis, so werden 
nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der Verord- 
nung Nr. 24 Interventionsmaßnahmen für diese 
Weinart getroffen. Nach dem gleichen Verfahren 
können Interventionsmaßnahmen für andere Tafel- 
weine getroffen werden, falls die Marktsituation 
dies erfordert. 

2. Sofort nach der Auslösung der Interventions- 
maßnahmen: 

— gewähren die von den Mitgliedstaaten benannten 
Interventionsstellen den Erzeugern Beihilfen für 
die kurzfristige private Lagerung der Weine, die 
Gegenstand der Interventionsmaßnahmen sind 
und die bestimmten Qualitätsanforderungen ent- 
sprechen; 

— kaufen die Interventionsstellen den Alkohol auf 
der durch die Destillation der in Absatz 1 ge- 
nannten Weine gewonnen wird, die von den Er- 
zeugern freiwillig an die Brennereien geliefert 
werden; 

— gewähren die Interventionsstellen eine Destilla- 
tionsprämie für Tafelweine, die von den Er- 
zeugern freiwillig an die Brennereien geliefert 
und zur Herstellung von Branntwein verwandt 
werden; die Prämie wird unabhängig von dem 
Ort der Destillation innerhalb der Gemeinschaft 
gewährt. 

Als kurzfristige Lagerung gilt eine Lagerung von 
drei Monaten. 

Erreichen oder überschreiten sämtliche Durch- 
schnittspreise an allen Handelsplätzen der einzel- 
nen Weinarten, für welche Interventionsmaßnahmen 
getroffen werden, während zwei aufeinanderfolgen- 
den Wochen den entsprechenden Interventionspreis, 
so wird nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 24 die Einstellung der Interven- 
tionsmaßnahmen beschlossen. 

3. Soweit die in Artikel 6 vorgesehenen Maßnah- 
men angewandt werden, wird die Anwendung der 
im vorliegenden Artikel vorgesehenen Interven- 
tionsmaßnahmen vom 15. Dezember bis zum 31. Ja- 
nuar des darauffolgenden Jahres ausgesetzt. 
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Artikel 6 

1. Ergibt sich in einem Wirtschaftsjahr aus der in 
Artikel 3 der Verordnung Nr. 24 genannten Vor- 
bilanz, daß die verfügbaren Mengen Wein unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Ein- und Aus- 
fuhren sowie der zu Beginn des Wirtschaftsjahres : 
vorhandenen Weinbestände den voraussichtlichen 
Bedarf um mehr als ein Drittel überschreiten, so | 
werden vom 15. Dezember bis zum 31. Januar des j 
darauffolgenden Jahres Interventionsmaßnahmen bei | 
Tafelweinen getroffen. 

2. In Anwendung der Bestimmungen von Ab- 
satz 1 und unter den in Artikel 7 festgelegten Be- 
dingungen treffen die von den Mitgliedstaaten be- 
nanten Interventionsstellen folgende Maßnahmen: 

— sie gewähren den Erzeugern Beihilfen für die 
langfristige private Lagerung von Tafelweinen, 
die bestimmten Qualitätsanforderungen entspre- 
chen; 

— sie kaufen den Alkohol auf, der durch die Destil- 
lation von Tafelweinen gewonnen wird, die von 
den Erzeugern freiwillig an die Brennereien ge- 
liefert werden; 

— sie gewähren eine Destillationsprämie für Tafel- 
weine, die von den Erzeugern freiwillig an die 
Brennereien geliefert und zur Herstellung von 
Branntwein verwandt werden; die Prämie wird j 
unabhängig von dem Ort der Destillation inner- 
halb der Gemeinschaft gewährt. 

Als langfristige Lagerung gilt eine Lagerung von ! 
mindestens neun Monaten. 

Artikel 7 

1. Die Gewährung einer Beihilfe für die private 
Lagerung ist an den Abschluß von Lagerungsver- 
trägen gebunden, die insbesondere Bestimmungen 
vors eben über: 

a) die Qualität des eingelagerten W^eins, 

b) die Dauer der langfristigen Lagerung. 

Es kann bestimmt werden, daß die Zahlung der 
Beihilfe eingestellt und die entsprechenden Ver- 
pflichtungen der Erzeuger für die Gesamtheit oder 
einen Teil der eingelagerten Mengen aufhören, so- 
bald die Durchschnittspreise der Gemeinschaft für 
eine bestimmte Weinart den entsprechenden Grund- 
preis um mehr als einen zu bestimmenden Vom- 
hundertsatz überschreiten. 

Die Beihilfe darf nur die technischen Lagerungs- 
kosten und die pauschal bestimmten Zinsen decken. 

2. Der Ankauf des durch Destillation gewonnenen 
Alkohols oder die Zahlung der Destillationsprämie 
wird davon abhängig gemacht, daß der Erzeuger für 
den Brennwein einen Preis erhalten hat, der einen 
bestimmten Mindestpreis erreicht oder überschreitet. 

Der Mindestpreis wird nach dem Alkoholgehalt 
des Weins und unter Berücksichtigung der Interven- 
tionspreise für die verschiedenen Weinarten festge- 
setzt. i 


3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages folgendes fest: 

— die allgemeinen Regeln für die Durchführung der 
Interventionsmaßnahmen, 

— jährlich vor dem 15. Dezember den Ankaufspreis 
für den Alkohol, den Betrag der Destillations- 
prämie sowie den Mindestpreis für den Brenn- 
wein. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu den Ar- 
tikeln 5 und 6 sowie diesem Artikel, insbesondere 
die Höhe der Beihilfen für die private Lagerung, 
werden nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 24 festgelegt. 

TITEL II 

Regelung für den Handel mit Drittländern 

Artikel 8 

1. Die Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 Buch- 
stabe a) genannten Erzeugnisse in der Gemeinschaft 
wird von der Vorlage einer Einfuhrlizenz abhängig 
gemacht, welche die Mitgliedstaaten auf Antrag un- 
abhängig von dem Ort der Niederlassung des An- 
tragstellers innerhalb der Gemeinschaft erteilen. 

Die Lizenz gilt für eine innerhalb der Gemein- 
schaft getätigte Einfuhr von einem Zeitpunkt an, der 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem 
Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages festzulegen ist, spätestens jedoch ab 

1. September 1969. Bis dahin geht die Lizenz nur für 
Einfuhren in den Mitgliedstaat, der die Lizenz er- 
teilt hat. 

Die Erteilung der Lizenz wird von der Stellung 
einer Kaution abhängig gemacht, welche die Ver- 
pflichtung zur Einfuhr während der Geltungsdauer 
der Lizenz garantiert und die ganz oder teilweise 
verfällt, wenn die Einfuhr nicht fristgemäß oder nur 
teilweise durchgeführt wird. 

2. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages vorschreiben: 

— die Anwendung der Bestimmungen dieses Arti- 
kels auf die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) 
genannten Erzeugnisse; 

— die Einführung einer Ausfuhrlizenz für ein oder 
mehrere der in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Erzeugnisse, die unter ähnlichen Bedingungen 
erteilt wird wie die in diesem Artikel vorgese- 
hene Einfuhrlizenz. 

3. Die Geltungsdauer der Lizenzen und die sonsti- 
gen Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 24 festgelegt. 

Artikel 9 

1. Jährlich wird vor dem 15. Dezember ein Ein- 
schleusungspreis für Weißweine und ein Einschleu- 
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sungspreis für Rotweine der Tarifnummer 22.05 fest- 
gesetzt. Diese in RE je Grad Alkohol/hl ausgedrück- 
ten Preise werden an Hand der je Grad Alko- 
hol/hl festgesetzten Grundpreise derjenigen Weiß- 
wein- bzw. Rotweinarten bestimmt, die jeweils den 
höchsten Alkoholgehalt haben. Das Ergebnis wird 
um einen Pauschbetrag erhöht, der 15 der betref- 
fenden Grundpreise nicht überschreiten darf. 

Für Weine mit besonderen Merkmalen oder be- 
sonderem Verwendungszweck können abgeleitete 
Einschleusungspreise festgesetzt werden. 

Die Einschleusungspreise und die abgeleiteten 
Einschleusungspreise gelten für die Zeit vom 15. De- 
zember des Jahres, in dessen Verlauf sie festgesetzt 
worden sind, bis zum 14. Dezember des darauffol- 
genden Jahres. 

2. Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei der Ein- 
fuhr von Wein aus dritten Ländern zuzüglich der 
Zölle unter den entsprechenden Einschleusungspreis 
oder abgeleiteten Einschleusungspreis, so wird auf 
diese Weineinfuhren zu dem Zoll eine Abschöpfung 
in Höhe des Unterschieds zwischen dem um die 
Zölle erhöhten Angebotspreis und dem entsprechen- 
den Einschleusungspreis oder abgeleiteten Ein- 
schleusungspreis erhoben. 

Die Abschöpfung wird jedoch nicht gegenüber den- 
jenigen dritten Ländern erhoben, die bereit und in 
der Lage sind die Garantie zu übernehmen, daß der 
Preis bei der Einfuhr dieser Erzeugnisse mit Ur- 
sprung und Herkunft in ihrem Hoheitsgebiet nicht ’ 
unter den Einschleusungspreis oder den abgeleiteten 
Einschleusungspreis abzüglich der Zölle sinkt und 
jede Verkehrsverlagerung vermieden wird. 

3. Der Angebotspreis frei Grenze wird für samt- j 
liehe Einfuhren aus allen Drittländern festgesetzt. 

Werden indessen die Ausfuhren eines oder meh- 
rerer Drittländer zu anomal niedrigen Preisen ge- 
tätigt, die unter den Preisen der übrigen Drittländer 
liegen, so wird für die Ausfuhren dieser übrigen 
Länder ein zweiter Angebotspreis frei Grenze fest- 
gesetzt. 

4. Wird ein Abschöpfungsbetrag für die Einfuhr 
von Wein festgesetzt, so kann auch ein Abschöp- 
fungsbetrag für die Einfuhr von Traubenmost der 
Tarifriummer 22.04 und ex 22.05 festgesetzt werden. 
Dabei wird ein Koeffizient angewandt, der nach Maß- 
gabe der durchschnittlichen Preisrelation zwischen 
Wein und Most auf dem Markt der Gemeinschaft be- 
stimmt wird. 

5. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages die allgemeinen Regeln für die Fest- 
setzung der Einschleusungspreise und abgeleiteten 
Einschleusungspreise fest. 

(). Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 
der Verordnung Nr. 24 festgelegt. 


Nach dem gleichen Verfahren 

— werden die Einschleusungspreise, die abgeleite- 
ten Einschleusungspreise und die Abschöpfungs- 
beträge festgesetzt, 

— kann das System der Einschleusungspreise und 
abgeleiteten Einschleusungspreise auch auf die 
in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) genannten 
Erzeugnisse ausgedehnt werden. 


Artikel 10 

1. Besteht die Gefahr, daß die Beteiligung der 
Gemeinschaft am Welthandel mit den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Erzeugnissen, ausgenommen Er- 
zeugnisse der Tarifnummern ex 08.04 A und 23.05 
infolge anomaler Praktiken eines oder mehrerer 
Drittländer, die sich in einer Verfälschung der Wett- 
bewerbsbedingungen auf den für die Gemeinschafts- 
erzeugung wichtigen Absatzmärkten außerhalb der 
EWG auswirken, oder aber infolge der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen zur Stabi- 
lisierung des Gemeinschaftsmarktes beeinträchtigt 
wird, so können bei der Ausfuhr dieser Erzeugnisse 
nach dritten Ländern Erstattungen gewahrt werden. 

2. Die Höhe der Erstattungen darf die Höhe des 
Zolls des Gemeinsamen Zolltarifs, gegebenenfalls 
zuzüglich der Abschöpfungen bei der Einfuhr, nicht 
übersteigen. 

3. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach der Bestimmung und der 
Art des Wein differenziert werden. Die festgesetzte 
Erstattung wird auf Antrag gewährt. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages die allgemeinen Regeln für die Ge- 
währung der Ausfuhrerstattungen und die Kriterien 
für die Festsetzung der Erstattungsbeträge fest. 

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeitab- 
ständen nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 24 festgesetzt. Notfalls kann die 
Kommission in der Zwischenzeit auf Antrag eines 
Mitgliedstaates oder von sich aus die Erstattungs- 
beträge ändern. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 
der Verordnung Nr. 24 festgelegt. 


Artikel 11 

1. Soweit dies für das einwandfreie Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisation für Wein er- 
forderlich ist, kann der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission nach dem Abstimmungsverfahren von Ar- 
tikel 43 Absatz 2 des Vertrages für alle oder einige 
in Artikel 1 Absatz 2 genannte Erzeugnisse die In- 
anspruchnahme der Regelung für den aktiven Ver- 
edelungsverkehr ganz oder teilweise untersagen- 
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2. Die Gemeinschaftsbestimmungen zur Regelung 
des aktiven Veredelungsverkehrs mit den in Arti- 
kel 1 genannten Erzeugnissen werden bis zum 1. Juli 
1968 erlassen. 

3. Nach dem in Absatz 1 genannten Verfahren wer- 
den die Bestimmungen festgelegt, die bis zum In- 
krafttreten der in Absatz 2 genannten Regelung 
gelten sollen, und zwar: 

a) hinsichtlich des Ausbeutesatzes zur Bestimmung 
der Menge der in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Erzeugnisse, die zur Herstellung der aus der 
Veredelung stammenden und ausgeführten Wa- 
ren verwendet wurden; 

b) zwecks Anwendung der Abschöpfung hinsichtlich 
der Bestimmung der Menge der verwendeten 
Erzeugnisse, die den aus der Veredelung stam- 
menden und im freien Verkehr befindlichen 
Waren entspricht. 

4. Als Regelung für den aktiven Veredelungsver- 
kehr im Sinne dieses Artikels gelten sämtliche Be- 
stimmungen, die die Bedingungen festlegen, unter 
denen Erzeugnisse aus dritten Ländern in der Ge- 
meinschaft verarbeitet werden, die von den für sie 
geltenden Abschöpfungen befreit sind. 

Artikel 12 

1. Die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs fin- 
den bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 ge- 
nannten Waren Anwendung. 

Die allgemeinen Vorschriften für die Auslegung 
des Gemeinsamen Zolltarifs und die besonderen 
Vorschriften für seine Anwendung gelten bei der 
Tarifierung der unter diese Verordnung fallenden 
Erzeugnisse die Zollnomenklatur, die sich aus der 
Anwendung dieser Verordnung ergibt, ist im Ge- 
meinsamen Zolltarif aufgeführt. 

2. Sofern diese Verordnung nichts anderes be- 
stimmt oder der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages nicht eine Abweichung be- 
schließt, sind untersagt; 

— die Erhebung von Abgaben zollgleicher Wirkung, 

— ■ die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine men- 
genmäßige Beschränkung gilt u. a. die Beschränkung 
der Erteilung von Einfuhrlizenzen und gegebenen- 
falls von Ausfuhrlizenzen auf einen bestimmten 
Kreis von Empfangsberechtigten. 

Artikel 13 

1. Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren 
ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernst- 
lichen Störungen bedroht, die die Ziele von Artikel 
39 des Vertrages gefährden könnten, so können im 
Handel mit dritten Ländern geeignete Maßnahmen 


angewandt werden, bis die tatsächliche oder die 
drohende Störung aufhört. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages die Durchführungsbestimmungen zum 
vorstehenden Absatz fest und bestimmt die Fälle 
und die Grenzen, in denen die Mitgliedstaaten 
Sicherungsmaßnahmen treffen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 bezeichnete Situation ein, 
so beschließt die Kommission auf Antrag eines 
Mitgliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten noti- 
fiziert und sind sofort vollziehbar. Ist die Kommis- 
sion mit dem Antrag eines Mitgliedstaates befaßt 
worden, so entscheidet sie innerhalb von 24 Stun- 
den nach Eingang des Antrags darüber. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission innerhalb von höchstens drei Arbeits- 
tagen nach dem Tag der Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
die Entscheidung der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 des Ver- 
trages ändern oder aufheben. 


TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 14 

1, In Binnenhandel der Gemeinschaft sind unter- 
sagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 

— mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung; 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrages. 

2. Zum freien Verkehr innerhalb der Gemeinschaft 
werden die in Artikel 1 genannten Waren nicht zu- 
gelassen, wenn sie aus Erzeugnissen hergestellt oder 
gewonnen worden sind, die in Artikel 9 Absatz 2 
und Artikel 10 Absatz 1 des Vertrages nicht genannt 
sind. 

Artikel 15 

Sofern diese Verordnung nichts Gegenteiliges be- 
stimmt, gelten die Artikel 92 bis 94 des Vertrages 
für die Erzeugung und Vermarktung der in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse. 

Artikel 16 

1. Vor dem 1. September 1968 wird nach dem Ver- 
fahren von Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages eine 
Klassifizierung der Rebsorten nach empfohlenen, zu- 
lässigen und unzulässigen Sorten festgelegt; ferner 
werden Bestimmungen über die Meldepflicht für 
Rebanpflanzungen und -rodungen erlassen. 
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Die Mitlliedstaaten können im übrigen den Wein- 
bau in den Gebieten untersagen, die nicht die erfor- 
derlichen ökologischen Voraussetzungen für eine 
qualitativ zufriedenstellende Produktion mitbrin- 
gen. 

2. Die Kommission prüft spätestens am 1. Sep- 
tember 1970 und von da an ständig die Lage des 
Weinmarktes und Weinbaus in der Gemeinschaft. 

Besteht die Gefahr, daß die Gemeinschaftsproduk- 
tion, vor allem bei bestimmten Weinen, einen über- 
großen Umfang erreicht, so werden die erforder- 
lichen Maßnahmen nach dem Verfahren gemäß Arti- 
kel 43 Absatz 2 des Vertrages beschlossen. 

Die Maßnahmen können individuelle Beschrän- 
kungen für die Anpflanzung neuer Rebflächen oder 
für die bestehenden Rebflächen umfassen. 


Artikel 17 

1. Soweit erforderlich, werden nach dem Verfahren 
gemäß Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages Gemein- 
schaftsbestimmungen zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für die Erzeugung, 
Zusammensetzung und Vermarktung der in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse erlassen. 

Hinsichtlich der Begriffsbestimmungen für die in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse der Tarifnummern 
ex 20.07 A I und B I, 22.04, 22.05 imd ex 22.10 sowie 
der Behandlungen und Verfahren, denen diese Er- 
zeugnisse unterzogen werden können, werden die im 
vorstehenden Absatz genannten Gemeinschaftsbe- 
stimmungen vor dem 1. September 1968 erlassen. 

2. Spätestens ab 1. September 1968 dürfen Kelter- 
trauben, Most und Weine innerhalb der Gemein- 
schaft nur noch in Verbindung mit einem Begleit- 
schein in den Verkehr gebracht werden, auf dem 
namentlich Art, Menge oder Gewicht, bei Weinen 
der Grad Alkohol und bei Mosten der Grad Oechsle, 
Herkunft und Bestimmung der Ware angegeben 
sind. 

Unbeschadet der Bestimmungen anderer Verord- 
nungen, Richtlinien oder Entscheidungen dürfen die 
Mitgliedstaaten vom gleichen Zeitpunkt an das In- 
verkehrbringen der im vorstehenden Absatz ge- 
nannten Erzeugnisse nicht mehr von der Vorlage an- 
derer Dokument abhängig machen. 

Die Weinerzeuger und die Weinhändler sind ver- 
pflichtet, über den Eingang und Ausgang der im vor- 
stehenden Absatz genannten Erzeugnisse Waren- 
bewegungsbücher zu führen. 

3. Nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der Ver- 
ordnung Nr. 24 werden festgelegt: 

a) ein Standardmuster für den Begleitschein, 

b) die Einzelheiten der Wareneingangs- und -aus- 
gangsbücher. 

Die im verstehenden Absatz vorgesehenen Be- 
stimmungen werden auch unter Berücksichtigung der 
Kontrollerfordernisse erlassen, die sich aus den in 


Absatz 1 erwähnten Gemeinschaftsbestimmungen 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften ergeben. 


Artikel 18 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine Preis- 
steigerung festgestellt, die den für eine Weinart fest- 
gelegten Grundpreis um mehr als einen zu bestim- 
menden Vomhundertsatz überschreitet und ist eine 
Fortdauer dieser Lage möglich, so daß der Markt auf 
Grund dieser Lage Störungen ausgesetzt oder von 
Störungen bedroht ist, so können die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages die allgemeinen Regeln für die An- 
wendung dieses Artikels fest. 


Artikel 19 

Erweisen sich für die in Artikel 1 Absatz 2 ge- 
nannten Waren mit Ausnahme von Tafelweinen eine 
Preisregelung oder Interventionsmaßnahmen oder 
eine Handelsregelung als erforderlich, so können 
nach dem Verfahren gemäß Artikel 43 Absatz 2 des 
Vertrages ergänzende Vorschriften erlassen werden. 


Artikel 20 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
einander die zur Anwendung dieser Verordnimg er- 
forderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten der 
Übermittlung und Weitergabe dieser Angaben wer- 
den nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 der Ver- 
ordnung Nr. 24 festgelegt. 


A r t i k e 1 21 

Um ZU verhindern, daß der Weinmarkt durch eine 
Änderung des Preisniveaus beim Übergang von 
^inem Wirtschaftsjahr zum anderen gestört wird, 
können etwa erforderliche Bestimmungen nach dem 
Verfahren gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. 24 
erlassen werden. 


Artikel 22 

1. Die Bestimmungen von Artikel 7 der Verord- 
nung Nr. 23 über die schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Obst und Ge- 
müse 2) gelten nicht für die in Artikel 1 Absatz 2 b) 
genannten Waren der Tarifnummer 08.04 A. 

2. Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG des Rats vom 25. Oktober 1966 mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 


Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 965/62 
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nisation für Obst und Gemüse wird aufgehoben, 
soweit er die in Artikel 1 Absatz 2 der vorliegenden 
Verordnung genannten Waren der Tarifstellen 
20.07 A 1 und B 1 betrifft. 

3. Der in Artikel 1 der Verordnung Nr. 24, geän- 
dert durch die Verordnung Nr, 92/63/EWG ge- 
nannte Termin „31. Dezember 1964" wird durch den 
Termin „31. Dezember 1968" ersetzt. 

4. Artikel 3 der Verordnung Nr. 24 wird durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Nach dem Verfahren gemäß Artikel 7 wird vor 
dem 25. November jeden Jahres eine Vorbilanz 
zur Feststellung der verfügbaren Mengen und zur 
Schätzung des Bedarfs der Gemeinsdiaft aufge- 
stellt, wobei auch die voraussichtlichen Ein- und 
Ausfuhren aus und nach dritten Ländern zu be- 
rücksichtigen sind." 


^) • Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1963, Seite 3286/66 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 15. August 1963, Seite 2239/63 


Artikel 23 

Die Verordnung Nr. 25 des Rats über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik und die zur 
Durchführung der Verordnung Nr. 25 erlassenen Be- 
stimmungen gelten vom Zeitpunkt der Anwendung 
der vorliegenden Verordnung an auch für die 
Märkte der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse. 

Artikel 24 

Bei der Durchführung dieser Verordung ist zu- 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages 
genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 25 

Diese Verordnung wird ab . . . angewendet. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 991/62 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. — Einführung 

Die Grundlagen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Wein wurden am 4. April 1962 mit der Ver- 
ordnung Nr. 24 des Rats gelegt *). ; 

Di(}ser Text bestimmte, daß: 

— die Mitgliedstaaten bis zum 30. Juni 1963 ein 

Weinbaukataster einrichten sollten; i 

— ■ jedes Jahr und zwar erstmals 1962 die Wein- i 
ernten und -bestünde geschätzt und später gemel- j 
det werden sollten; 1 

die Kommission zu Beginn Jeden Jahres eine Vor- 
bilanz zur Feststellung der verfügbaren Mengen 
und zur Schätzung des Bedarfs aufstellen sollte; 

— • bis zum 31. Dezember 1962 nach dem Verfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags eine Ge- 
meinschaftsregelung für Qualitätsweine bestimm- ^ 
ter Anbaugebiete erlassen werden sollte. | 

Diesen Bestimmungen waren Vorschläge für eine j 
gemeinsame Weinpolitik vorausgegangen, welche i 
die Kommission 1960 unterbreitet hatte. Dabei war 
man von der Feststellung ausgegangen, daß es vor ' 
der Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion wichtig wäre: 

— das Weinpotential der Gemeinschaft in quantita- 
tiver und c{ualitativer Hinsicht zu erfassen; 

— jedes Jahr den Umfang der verfügbaren Mengen 
und des Bedarfs festzustellen, damit die einzel- 
nen Wirtschaftsjahre an Hand dieser Faktoren 
beurteilt werden könnten; 

— unverzüglich eine Politik der Qualitätsförderung 
einzuleiten, mit deren Hilfe im übrigen beurteilt 
werden könnte, 

welche Mengen von Weinen außer den Qualitäts- 
weinen bestimmter Anbaugebiete — im folgenden 
Q.b.A. genannt — Gegenstand der gemeinsamen 
Marktorganisation sein sollten. 

Gleichzeitig war man der Ansicht, daß der Flandel 
zwischen den Mitgliedstaaten in Übereinstimmung 
mit einem der Hauptziele des Vertrages durch die 
Eröffnung von Kontingenten ausgedehnt werden 
sollte, die vorzugsweise bestimmten Gütekriterien 
entsprechenden Weinen Vorbehalten sein sollten. 

II. — Entwicklung der Weinpolitik seit 1962 
a) Weinbaukataster 

Die Durchführungsvorschriften zu Artikel 1 der Ver- 
ordnung Nr. 24 über die Einrichtung des Weinbau- 

M Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom ‘20. April 1962, S. 989/62 


katasters wurden in den Verordnungen Nr. 143 vom 
23. November 1962-) und Nr. 26/64/EWG vom 
28. Februar 1964 der Kommission niedergelegt. 

AVegen des Umfangs der mit der Einrichtung des 
Katasters verbundenen Aufgaben konnte der in 
der Verordnung Nr. 24 festgesetzte Schlußtermin 
nicht eingehalten werden. Daher wurde die Frist mit 
Verordnung des Rats Nr. 92, 63 EWG vom 30. Juli 
1963 h bis zum 31. Dezember 1964 verlängert. 

Seither sind wesentliche Ergebnisse erzielt worden. 
Deutschland und Luxemburg haben ihr Weinbau- 
kataster abgeschlossen. In Italien sind die diesbe- 
züglichen Arbeiten bereits weit gediehen. 

Frankreich vertügte bereits 1962 über ein Kataster, 
das nur noch auf den neuesten Stand gebracht zu 
werden brauchte. Die entsprechenden Arbeiten sol- 
len gleichzeitig mit dem italienischen Weinbau- 
kataster, d. h. bis zum 31. Dezember 1968, abgc'- 
schlossen werden, 

In der Zv/ischenzcit lielertcm die Mitgliedstaaten 
entweder im Anschluß an die Einrichtung des Kata- 
sters oder im Rahmen von Sondererhebungen bc'- 
reits ausführliche Angaben über die Zusammenset- 
zung der Rebfläche in der Gemeinschaft. 

b) Ernte- und Bestandsmeldungen und -Schätzungen 

j Das in Artikel 2 der Verordnung Nr. 24 des Rats vor- 
I gesehene System von Ernte- und Bestandsschätzun- 
' gen und -melclungen ist Gegenstand der Verord- 
nung Nr. 134 der Kommission vom 25, Oktober 
' 1962 "), 

[ Seit dem A/Vbrtschaftsjahr 1963/64 haben die Mit- 
! gliedstaaten dementsprechend der Kommission ihre 
Vorausschätzungen hinsichtlich der auf ihrem Ho- 
heitsgebiet verfügbaren Weinmengen übermittelt. 

I Entsprechend den Bestimmungen der Verordnung 
I Nr. 134 wurde bei den darauffolgenden Wirtschafts- 
jahren ebenso verfahren. 

Hinsichtlich der Ernte- und Bestandsmeldungen ist 
festzustellen, daß bei der Übermittlung der — zum 
Teil auch unvollständigen — Informationen zwar 
Verzögerungen zu verzeichnen waren, die Bestim- 
mungen der vorgenannten Verordnung insgesamt 
I Jedoch nicht beachtet worden sind. 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 127 
vom 1. Dezember 1962, S. 2789 '62 
•J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
\om 19, März 1964, S. 753/64 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeiuschalten Nr. 12.') 

vom 17, August 1963, S. 2239 63 
’J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschalten Nr. 1 1 l 
vom 6. November 1962, S. 2604^62 
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c) Vorbilanz 

In Anwendung des Artikels 3 der Verordnung ! 
Nr. 24 des Rats hat die Kommission vom Wirt- i 
schaftsjahr 1964/65 an eine Vorbilanz der verfüg- : 
baren Mengen und des Bedarfs der Gemeinschaft : 
an Wein aufgestellt. Dabei stützte sie sich insbe- | 
sondere auf die von den Mitgliedstaaten übermit- i 
telten Ernte- und Bestandsschätzungen, von denen 
oben die Rede war. 

Obgleich diese Arbeit keine praktischen Folgen 
hatte, da ja die gemeinsame Marktorganisation 
noch nicht in Kraft war, machte sie doch die betref- 
fenden Kreise mit den Problemen vertraut, die sich 
bei der Aufstellung derartiger Bilanzen ergeben. 
Dies wird die künftigen Arbeiten erleichtern, deren 
Ergebnisse für die Beurteilung der Marktlage zu 
Beginn der Wirtschaftsjahre ganz besonders wichtig 
sein werden. 


nämlich ein Fortschritt bei der Entwicklung der ge- 
meinsamen Marktorganisation — nicht erfüllt sei. 

Die früheren bilateralen Kontingente der Bundes- 
republik Deutschland, Frankreichs und Italiens, die 
nicht im Zuge von Liberalisierungsmaßnahmen weg- 
gefallen oder durch die neuen Kontingente aufgrund 
von Artikel 43 des Vertrages ersetzt worden waren, 
wurden zusammengefaßt und schrittweise erweitert. 

Aus den Übersichten 1 a, b und c sind erstens die 
Höhe der 1959 bestehenden Kontingente und das 
Einfuhrvolumen der einzelnen Mitgliedstaaten aus 
den Partnerländern während des gleichen Jahres 
und zweitens die 1966 eröffneten Kontingente und 
ihre Ausnutzung ersichtlich. 


III. — Lage innerhalb der Gemeinschaft 
im Jahre 1967 


d) Qualitätsweine bestimmter Anbaiigebiete 

In Anwendung von Artikel 4 der Verordnung Nr. 24 
hätte der Rat bis zum 31. Dezember 1962 eine Ge- 
meinschaftsregelung für Qualitätsweinc bestimmter 
Anbaugebiete erlassen müssen. 

Die Probleme, die dabei gelöst werden müssen, sind 
so kompliziert, daß das betreffende Dokument dem 
Rat erst am 15. April 1964 zugeleitet werden konnte, 
der sich verschiedentlich damit befaßt hat, ohne daß 
dies bisher zu einem Ergebnis geführt hätte. 

e) Handel 

t 

Bei Inkrafttreten des Vertrages hatten sämtliche 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Benelux-Länder 
die Weineinfuhren kontingentiert. 

In Anbetracht eines der wichtigsten Ziele des Ver- 
trags, nämlich der Ausdehnung des Handels, be- 
stimmte der Rat auf Vorschlag der Kommission und 
aufgrund von Artikel 43 des Vertrages mit Entschei- 
dung von 4. April 1962®), daß die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich und Italien Einfuhrkontin- 
gente für Wein eröffnen sollten. 

Diese Kontingente sollten nur für Qualitätsweine 
bestimmter Anbaugebiete oder gleichgestellte 
Weine bestimmt sein, außer im Falle Deutschlands, 
dessen traditionelle Kontingente auch Tafelweine 
sowie Weine zur Herstellung von Schaumwein um- 
faßten; an dieser Regelung wurde auch bei den 
neuen deutschen Kontingenten festgehalten. 

Die aufgrund von Artikel 43 des Vertrages eröffneten 
Kontingente wurden 1963 und 1964 aufgestockt. Die 
1964 festgesetzte Kontingentsmenge blieb seither 
unverändert, denn im Rat konnte keine Einigung 
über eine v/eitere Aufstockung erzielt werden, da 
man der Ansicht war, daß die in der Entscheidung 
vom April 1962 hierfür geforderte Bedingung — 

'*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 1002/62 


A. Weinwirtschaftliche Regelungen in den einzelnen 
EWG-Erzeugerländern 

Infolge der relativ langsamen Entwicklung der ge- 
meinsamen Weinpolitik seit 1962 ist die Lage inner- 
halb der Gemeinschaft nach wie vor durch eine noch 
sehr ausgeprägte Abkapselung der nationalen Wein- 
wirtschaft gekennzeichnet. 

Ein Teil der auf EWG-Ebene zu lösenden Probleme 
ergibt sich gerade aus dieser Abkapselung, die so- 
wohl natürliche als auch historische Gründe hat. 
Dabei wurde die unterschiedliche Situation in den 
einzelnen Mitgliedstaaten noch durch einen ge- 
wissen wirtschaftlichen Protektionismus verschärft, 
der den Anpassungsprozeß verhindert, zu dem es bei 
Öffnung der Grenzen gekommen wäre. 

Hierfür symptomatisch ist die Feststellung, daß 
sämtliche EWG-Erzeugerländer eine restriktive Ein- 
fuhrpolitik sowohl im Hinblick auf die Kontingentie- 
rung als auch auf die Zölle verfolgt haben. Luxem- 
burg bildet hierbei nur scheinbar eine Ausnahme, 
denn luxemburgische Weine genießen innerhalb 
der Benclux-Zone, ihrem praktisch ausschließlichen 
Absatzgebiet, einen indirekten Schutz von 6 bfrs/ 
Liter, da sie von der auf alle anderen, in die Bene- 
luxländer eingeführten Weine erhobenen Ver- 
brauchsteuer befreit sind. 

Neben diesem gemeinsamen Zug weist jedoch die 
Weinwirtschaft der einzelnen EWG-Erzeugerstaa- 
ten Besonderheiten auf, die schematisch wie folgt 
zusammengefaßt werden können: 

a) Deutschland 

Die grundlegenden Texte der deutschen Weinwirt- 
schaft sind das Weingesetz von 1930 und das Wein- 
wirtschaftsgesetz von 1961. Namentlich letzteres 
schreibt vor. daß die Genehmigung zur Anpflanzung 
von Weinreben in bestimmten Gebieten zu versa- 
gen ist, wenn zu erwarten ist, daß sie einen Wein 
ergeben, der eine bestimmte Mindestgüte nicht er- 
reicht. 


12 



Deutscher Bun,destag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2010 


Mit dem Weinwirtschaftsgesetz von 1961 wurde 
auch ein Stabilisieriingsfonds für Wein errichtet, der 
im wesentlichen die Aufgabe hat, durch Absatz- 
werbung und Maßnahmen zur Förderung von Lager- 
haltung, Kaufverträgen usw. den Markt zu regulie- 
ren, falls die verfügbaren Bestände den Bedarf über- 
schreiten. 

Weitere Bestimmungen zur Stützung des Marktes 
gibt es noch nicht; der Weinhandel ist frei, und auf i 
Wein selbst werden keine spezifischen Abgaben er- ■ 
hoben. 

j 

Erwähnenswert ist noch der wachsende Anteil der i 
Winzergenossenschaften an der deutschen Wein- • 
Wirtschaft, der bereits 29 '®/o der Produktion erreicht. | 
Die damit verbundene Bildung von Großkellereien 1 
ist ein wichtiger Faktor zur Regulierung des Wein- | 
marktes. j 

b) Frankreich 

Die französische Weinwirtschaft ist durch eine 
straffe Marktorganisation gekennzeichnet, deren An- 
fänge auf das Jahr 1936 zurückgehen, in dem der 
„Code du Vin"' (Weinordnung) erlassen wurde. 

Das französische System stützt sich auf das Prinzip 
„Anpassung des Angebots an den Bedarf" und um- 
faßt einen ganzen Komplex von Maßnahmen zur 
lang- und kurzfristigen qualitativen und quantita- 
tiven Einwirkung auf die Versorgung. 

Der Code du Vin sieht eine strenge Anbauregelung 
in bezug auf die Rebfläche und die angepflanz- 
ten Rebsorten sowie genaue Vorschriften für die 
Weinbereitung vor. 

Seit vielen Jahren ist man ständig in dieser doppel- 
ten Hinsicht bemüht, den Weinbau in die zur Her- 
stellung von Qualitätsweinen am besten geeigne- 
ten Gebiete zu lenken, während durch die Ver- 
pflichtung zur Ablieferung eines Teils der Ernte in 
Form von Alkohol (Lieferpflicht für Äthylalkohol) 
mittelmäßige Weine vom Markt abgezogen werden 
sollen und vor allem solche Weine, die aus Abfall- 
produkten der Weinbereitung hergestellt werden 
könnten. 

Auf dem Markt werden die Preise durch einen Inter- 
ventionsmechanismus gestützt, der eine Preisrege- 
lung mit Verkaufsstopp- und -freigabemaßnahmen 
vorsieht. 

Der Zusammenschluß der französischen Winzer zu 
Genossenschaften kann auf eine lange Tradition zu- 
rückblicken. Das Genossenschaftswesen ist bereits 
weit entwickelt; 42 ^/o der französischen Weinerzeu- 
gung, in den vier südfranzösischen Departements mit 
Großproduktion sogar 70 Vo, sind davon erfaßt. 

Schließlich ist festzuhalten, daß auf Wein eine be- 
sondere Abgabe erhoben wird, die übrigens bei 
Qualitätsweinen höher ist als bei Konsumweinen. 

c) Italien 

Das hervorstechende Merkmal der italienischen 
Weinwirtschaft ist der sehr weitgehende Liberalis- 


mus. Da die Robe überdies als Kolonisationspflanze 
gilt, wird der Weinbau - - zumindest unter be- 
stimmten Voraussetzungen — großzügig gefördert. 

Die staatlichen Interventionen auf dem Inlandsmarkt 
bestehen hauptsächlich in einer Entlastung des 
Marktes von konjunkturbedingten Überschüssen 
bei besonders starken Preisstürzen auf dem Wege 
über die abgabenfreie Destillation (distillazione 
agevolata). In qualitativer Hinsicht fördert die ita- 
lienische Regierung die Anpflanzung hochwertiger 
Rebsorten, vor allem mit Hilfe von Subventionen, 
die im übrigen auch die Umstellung des Weinbaues 
von Mischkultur auf Reinkultur erleichtern sollen. 

Das Gesetz von 1965 über die Ahndung von Wein- 
fälschungen ergänzt diese Maßnahmen zur Förde- 
rung der Qualität durch sehr strenge Vorschriften 
für die Weinerzeugung und den Weinhandel und 
angemessene Sanktionen bei Verstößen gegen diese 
Vorschriften. 

Seit einigen Jahren dehnen sich die Winzergenos- 
senschaften in Italien (cantine sociale et enopoli) 
verstärkt aus. Das Genossenschaftswesen ist jedoch 
bisher noch weit weniger entwickelt als in Deutsch- 
land und Frankreich, da auf die genossenschaftlichen 
Kellereien bisher nur rund 20 Vo der italienischen 
Erzeugung entfallen. 

Auf Wein werden in Italien keine spezifischen Ab- 
gaben erhoben. 

d) Luxemburg 

In Luxemburg gibt es eine strenge Anbauregelung 
für Weine. Generell gilt ein Verbot für Neuanpflan- 
zungen; Ausnahmen werden nur mit Sondergeneh- 
migung gestattet. 

Die Anpflanzung von hybriden Rebsorten ist aus- 
drücklich untersagt. 

Eine besondere Marktordnung für Wein gibt es 
nicht. Da jedoch der Anteil der Genossenschaften an 
der Weinwirtschaft sehr groß ist (rund 70 v. H.) und 
der Staat ihnen eine beträchtliche Hilfe gewährt, ist 
trotz allem eine staatliche Markteinwirkung im 
Sinne einer Anpassung des Angebots an den Be- 
darf und in Form einer sehr wirksamen Preisstüt- 
zung gegeben. 

Wie bereits erwähnt, wird auf luxemburgische 
Weine in den Beneluxländern keine spezifische 
Abgabe erhoben, wohl aber auf Weine, die aus 
anderen EWG-Mitgliedstaaten in das Beneluxgebiet 
eingeführt werden. 


B. Weinerzeugung und Weinverbrauch innerhalb 
der Gemeinschaft 

a) Erzeugung 

1. Rebfläche 

Grundlage der Weinproduktion der Gemeinschaft ist 
eine rund 2 869 000 ha große Rebfläche (vgl. Über- 
sicht Nr. 2), das sind etwas weniger als Vs der ge- 
samten Rebfläche der Welt. 
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Davon ('nl lallen auf die Bundesrepublik Dcnitschland 
b7 000 ha im Ertrag stehende Rebtläche, auf Frank- 
reich 1 245 000 ha, auf Italien l 556 000 ha (die Reb- 
flachen in Mischkultur sind auf Reinkultur-Fläche 
umgerechnet worden) und auf Luxemburg 1 200 ha. 

Betrachtet man die Entwicklung der Rebflächc seit 
1957/58 (vgl. Übersicht Nr. 2), so ergibt sich ein 
Rückgang in Italien und Frankreich, eine gleichblei- 
bende Situation in Luxemburg und eine Ausdeh- 
nung um 8000 ha in der Bundesrepublik. 

Eine Besonderheit der Rebfläche in der Gemein- 
schaft ist ihre extreme Zersplitterung. Die 
2 869 000 ha, auf denen Keltertrauben angebaut 
werden, verteilen sich auf 3 569 000 Weinbaube- 
triebe. Dabei ist allerdings festzuhalten, daß das 
Schrumpfen der Rebfläche in Frankreich und in 
Italien mit einer noch stärkeren Verringerung der 
Weinbaubetriebe verbunden ist. Nach der Zahl der 
Erntemeldungen hat sich ihre Zahl in Frankreich von 
1 365 000 im Jahre 1958/59 auf 1 237 000 im Jahre 
1965/66 bei einem Rückgang der Fläche um nur 
30 000 ha verringert. 

2. Weinernte 

Die Übersicht Nr. 2 gibt Aufschluß über den Um- 
fang der Weinernten der Gemeinschaft in den letz- 
ten neun Jahren"). Der Durchschnitt der letzten fünf 
Jahre liegt bei 127 500 000 hl, das sind etwa 50 Vo der 
Weltproduktion während des gleichen Zeitraums. 
Auffallend ist der sehr merkliche Produktionsanstieg 
im Vergleich zum Durchschnitt der vier vorangegan- 
genen Jahre ®), wobei der Anteil der Gemeinschafts- 
produktion an der Weltproduktion ziemlich kon- 
stant bleibt. Allerdings läßt sich vorläufig nur 
schwer sagen, inwieweit dies auf günstige atmosphä- 
rische Bedingungen oder vielmehr auf eine dauer- 
hafte Steigerung der Erträge zurückzuführen ist. 

Wenn sich auch der Anteil dieser beiden Faktoren 
an der Erhöhung der Produktion nicht genau messen 
läßt, kann man doch wohl sagen, daß die Ertrags- 
steigerung im Weinbau der Gemeinschaft ein Fak- 
tum ist, mit dem in Zukunft gerechnet werden muß. 
Diese Feststellung deckt in den einzelnen Mitglied- 
staaten sehr unterschiedliche Situationen. Aus der 
Übersicht Nr. 2 geht nämlich auch hervor, daß die 
höchsten Erträge in Luxemburg und Deutschland 
zu verzeichnen sind, während die relativ niedrigen 
Zahlen in Frankreich und in Italien erwarten lassen, 
daß in diesen beiden Mitgliedstaaten noch große 
potentielle Steigerungsmöglichkeiten bestehen. 

b) Verbrauch 

Mit einem Durchschnittsverbrauch von 134 800 000 hl 
in den letzten fünf Jahren und einem Verbrauch von 
139 000 000 hl im Jahre 1966 (vgl. Übersicht Nr. 3) 
steht die Gemeinschaft wie schon bei der Rebfläche 
und der Weinproduktion auch hier in der Welt an 
erster Steile. 


^) abzüglich der zur Herstellung von Traubenwein ver- 
wendeten Mostmengen und der durch Konzentration 
verschwundenen Mengen Most und Wein 
^) 112 600 000 hl 


Tn VhuJhndiing mit der Produktion ist der Verbrauch 
in den einzelnen Milglieclstaaton sehr unterschied- 
lich, wie ebenfalls der Übersicht Nr. 3 zu entnehmen 
ist. Die Erzeugerländer sind auch die größten Wein- 
verbraucher. 

Wichtig ist dabei die Feststellung, daß der Pro- 
Kopf-Verbrauch in Frankreich, Italien und Luxem- 
burg eine gewisse Stabilität mit gelegentlichen 
Schwankungen aufweist. Eine — übrigens ebenfalls 
schwankende — Tendenz zur Zunahme des Pro- 
Kopf-Verbrauchs ist nur in Belgien, Deutschland und 
den Niederlanden zu verzeichnen. 

Insgesamt ergibt sich, daß der durchschnittliche Pro- 
Kopf-Verbrauch mit rund 69 Litern im Jahr seit 
1957/58 innerhalb der Gemeinschaft praktisch sta- 
bil geblieben ist; der Anstieg des Gesamtverbrauchs 
hängt unmittelbar mit dem Wachstum der Bevöl- 
kerung zusammen. 

In bezug auf die Art der verbrauchten Weine ist 
feslzustellen, daß in den Mitgliedstaaten, in denen 
Wein von jeher ein gängiges Getränk ist, an zu- 
nehmendem Maße qualitativ bessere Weine ver- 
braucht werden, während in den Mitgliedstaaten, 
in denen der Genuß von Wein noch eine Ausnahme 
darstellt, neben den von Kennern traditionell ge- 
schätzen Qualitätsweinen allmählich auch gewöhn- 
liche Tafelweine stärkeren Absatz finden. • 

C. Versorgung 

Ein Blick auf die Versorgungslage der Gemein- 
schaft bei W^ein zeigt, daß sie seit 1961 einen jähr- 
lichen Brutto-Fehlbedarf von durchschnittlich fast 

7.3 Millionen hl Wein hat. 

Es handelt sich dabei um ©inen vor allem quantita- 
tiven, aber auch qualitativen Fehlbedarf, da es vor 
allem an Wein mit hohem Alkoholgehalt fehlt, der 
zumindest in einigen Mitgliedstaaten häufig nicht in 
ausreichendem Maße produziert wird. 

Das Handelsvolumen gegenüber Drittländern be- 
trug im Durchschnitt der letzten fünf Jahre rund 

11.3 Millionen hi. Der größte Teil davon wird mit 
vertragsmäßiger (Griechenland) oder autonomer 
Präferenzbehandlung (Algerien, Marokko, Tunesien) 
eingeführt ®). 

Gleichzeitig ist jedoch zu berücksichtigen, daß die 
Produktion infolge der Ertragssteigerungen erheb- 
lich stärker steigt als der Verbrauch. Aus der 
graphischen Darstellung Nr. 4 ist ersichtlich, daß 
die Produktionskurve — ceteris paribus — in eini- 
gen Jahren die Verbrauchskurve erreichen wird. 

Eine auf lange Sicht geplante Weinpolitik muß die- 
sen Tatsachen Rechnung tragen. 

D. Der Markt 

1. Gesamtwert der Weinproduktion 

Um den Weinbau mit den übrigen Zweigen der 
Agrarproduktion der Gemeinschaft in Zusammen- 


Die verschiedenen Probleme, die sich aus diesen Son- 
derregelungen oder den derzeitigen Verhandlungen 
mit einigen dieser Länder ergeben, müssen an ande- 
rer Stelle geprüft werden. 
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hang zu bringen, dürfte cs zweckmäßig sein, den 
Gesamtwert der Weinproduktion in der Gemeiii' 
Schaft (mit Ausnahme Luxemburgs, da die entspre- 
chenden Zahlen nicht vorliegen) in jeweiligen Prei- 
sen mit dem Gesamtwert der Getreideprodiiktion in 
den sechs Mitgliedstaaten zu vergleichen. 


Die nachstehenden Zahlen zeigen, daß der Wert der 
Weinerzeugung über 50 Vo des Wertes der Getreide- 
prodiiktion in den EWG-Ländern ausmacht 



Getreide 

Wein 

Anteil 
in V. T I. 

1962 

3 003,1 

1 722,1 

57,3 Vo 

1963 

2 834,4 

1 473,8 

52,0 «/o 


2. Preise 

Da es innerhalb der Gemeinschaft noch keinen ein- 
heitlichen Weinmarkt gibt, werden die Weinpreise 
weitgehend von den Marktfaktoren in den einzelnen 
Erzeugerländern bestimmt. Dabei ist allerdings eine 
allgemeingültige Feststellung zu treffen: Mehr noch 
vielleicht als in anderen Bereichen können die Preis- 
schwankungen ein beträchtliches Ausmaß erreichen, 
wie auch den Preiskurven verschiedener Weinarten 
in Italien [vgl. graphische Darstellung Nr. 5 c) d) 
und e)] und vor allem Deutschland (vgl. graphische 
Darstellung Nr. 5 a) abgelesen werden kann. 

Bei einem Blick auf die graphische Darstellung Nr. 

5 b) über die auf dem französischen Markt verzeich- | 
neten Preise könnte man den Eindruck gewinnen, i 
daß dies für Frankreich nicht zutrifft. Das hat seine 
Ursache darin, daß die Preisschwankungen weit- 
gehend durch Interventionen im Rahmen der natio- 
nalen Weinmarktordnung ausgeglichen werden. 

Dabei fällt auf, daß zwar Preisstürze durch dieses 
System wirksam aufgefangen werden, daß sich je- 
doch eine günstige Konjunktur, von der der Wein 
von Zeit zu Zeit profitieren müßte, so gut wie nie 
auf die Preise auswirkt. 

Dafür sind jedoch offenbar weniger die marktregu- 
lierenden Mechanismen verantwortlich zu machen 
als die Einfuhrbestimmungen. 

Die Preisentwicklung wird natürlich zum großen 
Teil durch die angebotene Menge und die Qualität 
des Angebots bestimmt. 

Es sieht jedoch nicht so aus, als ob der Qualitäts- 
faktor bei den Preisen für Tafelweine eine so un- 
mittelbare Rolle gespielt hätte wie der quantitative 
Faktor, Er wirkt sich zumindest nicht in direkter 
Weise aus und hat jedenfalls offenbar nicht die 
gleiche Bedeutung. 

Ein Beispiel hierfür sind die Preise für deutsche 
Weine des qualitativ und quantitativ mittelmäßigen 
Jahrgangs 1965. Weine des Jahrgangs 1965 wurden 
trotzdem teurer verkauft als Weine des Jahrgangs 
1964, der eine qualitativ ausgezeichnete, jedoch 
reichliche Ernte erbracht hatte. 

Quellen: Agrarstatistik des SAEG Nr. 4 von 1966 


IDaraus dcirf jedoch nicht der Schluß gezogcui werden, 
daß dieser Faktor vernachlässigt werden kann. Seini^ 
Auswirkungen können ganz im Gegenteil sehr nach- 
haltig sein, vor ahcm wenn die Qualität schlecht ist; 
diese Erfahrung hat man in Frankreich mit den 
Weinen des Jalirgangs 1963 gemacht. 


IV. Grundzüge einer gemeinsamen Weinpolitik 

Auf Grund dieser Analyse können die Bemerkungen 
bestätigt werden, die bereits 1960 in dem Kapitel 
„Wein" der Kominissionsvorschläge für die gemein- 
same Agrarpolitik gemacht worden waren, daß 
nämlich das Ziel einer gemeinsamen Weinmarkt- 
organisation in der Anpassung des Angebots an den 
Bedarf und einer Verbesserung der Qualität beste- 
hen müßte. 

Wenn die Maßnahmen voll wirksam sein sollen, die 
sich aus der Festsetzung dieser stark komplemen- 
tären und manchmal sogar aufeinander verschmel- 
zenden Ziele ergeben, so müssen sie auch Schritte 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften einschließen, 
womit nicht nur ein Beitrag zur Beseitigung der 
übrigen Handelshemmnisse neben Zöllen und Kon- 
tingenten geleistet werden soll. 

Dieser dreifache Aspekt, nämlich 

— Anpassung des Angebots an den Bedarf, 

— - Verbesserung der Qualität, 

— Angleichung der Rechtsvorschriften, 

wird in dem beigefügten Verordnungsvorschlag vor 
allem berücksichtigt. 

A. Anpassung des Angebots an den Bedarf 

Zweifellos ist die Verbrauchselastizität bei Wein 
weniger begrenzt als bei zahlreichen anderen Agrar- 
erzeugnissen. Ohne die Bedeutung von verbrauchs- 
fördernden Maßnahmen zu leugnen, besteht jedoch 
bei einer Regulierung des Angebots mehr Aussicht 
auf ein Gleichgewicht zwischen verfügbaren Men- 
gen und Bedarf. 

Eine Einwirkung auf die angebotenen Mengen setzt 
interne Maßnahmen zur Steuerung des Inlands- 
angebots sowie Maßnahmen an der gemeinsamen 
Außengrenze voraus, mit denen verhindert werden 
soll, daß der Binnenmarkt unter bestimmten Um- 
ständen durch Einfuhren aus dritten Ländern gestört 
wird. 

1. Maßnahmen auf dem Binnenmarkt 

Diese Maßnahmen können langfristig und kurz- 
fristig angelegt sein: 

a) langfristige Maßnahmen; Ihr Ziel ist die Rege- 
lung sämtlicher Probleme auf mehrere Wirt- 
schaftsjahre hinaus oder zumindest für ein gan- 
zes Wirtschaftsjahr. Sie können das Produktions- 
potential in quantitativer und qualitativer Hin- 
sicht betreffen. Sie können darauf abzielen, Über- 
schüsse, deren Vorhandensein durch einen im 
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voraus festgelegten Mechanismus festgestellt 
wird, auf lange Zeit hinaus vom Markt abzu- 
ziehen; 

b) kurzfristige Maßnahmen; Mögen die langfristi- 
gen Maßnahmen auch noch so wirksam sein — 
der Weinmarkt reagiert derartig empfindlich, 
daß stets mit beträchtlichen Preisschwankungen 
infolge konjunkturbedingter regionaler Über- 
schüsse zu rechnen ist. Zur objektiven Beurtei- 
lung derartiger Situationen muß ein geeigneter 
Mechanismus geschaffen werden, mit dessen 
Hilfe die Entwicklung bestimmter repräsentativer 
Märkte automatisch verfolgt werden kann. So- 
bald bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, 
müssen Marktinterventionen vorgenommen wer- 
den, um die überschüssigen Mengen vorüberge- 
hend oder endgültig vom Markt abzuziehen. 

2. Maßnahmen an der gemeinsamen Außengrenze 

Die Maßnahmen an der gemeinsamen Außengrenze 
dürfen keinen Einfuhrstopp bewirken, sondern sollen 
vielmehr verhindern, daß diese Einfuhren zu Preisen 
getätigt werden, welche die Ziele von Artikel 39 
des Vertrages gefährden. 

Das Beispiel des französischen Marktes zeigt näm- 
lich, daß diese Ziele auch bei Bestehen einer sehr 
straffen nationalen Marktorganisation nicht erreicht 
werden können, wenn infolge der Einfuhrpreise die 
im Rahmen der nationalen Marktorganisation fest- 
gesetzten Preise nicht eingehalten werden können. 

B. Verbesserung der Qualität 

Wie wir bereits gesehen haben, erkannten die Ge- 
meinschaftsorgane schon 1962 die Notwendigkeit 
von Maßnahmen zur qualitativen Verbesserung der 
Weine. 

In diesem Sinne hat der Rat Artikel 4 der Verord- 
nung Nr. 24 erlassen, der Qualitätsweine bestimmter 
Anbaugebiete betrifft. Obgleich der vorliegende 
Weinmarktordnungs Vorschlag diese Weine nur 
indirekt betrifft, muß der Entwurf der Verordnung 
über die Q. b. A. zweifellos gleichzeitig mit dem 
vorliegenden Verordnungsentwurf angenommen 
werden, damit der Geltungsbereich beider Verord- 
nungen eindeutig abgegrenzt wird. 

Selbstverständlich müssen gleichzeitig auch die 
Verordnungsentwürfe für Qualitätsschaumweine 
und Qualitätsdessertweine angenommen werden. 

Es ist nicht zu leugnen, daß eine qualitative Verbes- 
serung der Tafelweine für Markt und Verbraucher 
von Vorteil wäre. Der Vorteil für die Verbraucher 
liegt auf der Hand; in bezug auf den Markt müssen 
erst noch die Voraussetzungen dafür geschaffen wer- 
den, daß auch hier der Vorteil klar erkannt wird. 
Zwar wird der Markt nur allzu häufig durch das An- 
gebot mittelmäßiger Weine gestört, dodi ist es 
manchmal auch rentabler, derartige Weine zu pro- 
duzieren oder in den Handel zu bringen, als gute 
Weine zu erzeugen, bei denen die Erträge geringer 
und die Gestehungskosten höher sind. 


Im Weinbau beginnt die Qualität schon im Wein- 
berg, so daß also eine bessere Rebsortenwahl und 
die Anpflanzung von Weinreben in den für die Er- 
zeugung von Qualitätsweinen am besten geeigneten 
Gebieten anzustreben sind. 

Diese Bemühungen müssen selbstverständlich durch 
Maßnahmen bei der Weinbereitung ergänzt werden; 
hierbei handelt es sich um die Angleichung der 
Rechtsvorschriften. 

C. Angleichung der Rechtsvorschriften 

Die geltenden nationalen Weingesetze sind zwar 
Ausdruck der natürlichen Produktionsbedingungen, 
enthalten in einigen Fällen jedoch auch Bestimmun- 
gen, die Maßnahmen zum Schutz der Weinbauern in 
den einzelnen MitgMedstaaten vorsehen können. 

Nun ist es zwar durchaus gerechtfertigt, daß die 
Weingesetze weitgehend auf die für Wein charakte- 
ristische Vielfalt der Situationen zugeschnitten sind, 
doch kann nicht zugelassen werden, daß ein protek- 
tionistischer Aspekt hinzutritt. 

Die Regel der regionalen Spezialisierung führt im 
übrigen dazu, daß — abgesehen von einigen ganz 
besonders gelagerten und daher gerechtfertigten 
Fällen — nur solche Weine auf den Markt gelangen 
können, zu deren Herstellung auf Grund der natür- 
lichen Produktionsbedingungen keine übermäßig 
große Mitwirkung des Weinbereiters erforderlich 
ist. 

Schließlich ist aus den nationalen Gesetzen alles 
auszuschalten, was den Handel behindern könnte. 

Daneben müssen jedoch auch strenge Vorschriften 
für die Weinbereitung erlassen werden, damit 
Weine, die bestimmten Mindestanforderungen nicht 
genügen, nicht in den Handel — namentlich für den 
Direktverbrauch — gelangen können. 


V. Analyse des Vorschlags für die Verordnung mit 
ergänzenden Vorschriften für die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein 

Der vorliegende Marktordnungsvorschlag liegt auf 
der gleichen Linie wie die bisher im Rahmen der 
gemeinsamen Weinpolitik erlassenen Maßnahmen. 

1. Um einen globalen Ausgleich während der ein- 
zelnen Wirtschaftsjahre zu gewährleisten, sind je- 
weils zu Beginn des Wirtschaftsjahres Interven- 
tionsmaßnahmen auf der Grundlage der Vorbilanz 
gemäß Artikel 3 der Verordnung Nr. 24 vorgesehen. 

Wird im Rahmen einer Preisregelung ein Sinken der 
Erzeugerpreise an bestimmten Handelsplätzen fest- 
gestellt, so können während des Wirtschaftsjahres 
kurzfristige Interventionsmaßnahmen getroffen wer- 
den. 

Um die Preisfeststellung zu rationalisieren, sollen 
Weinarten bestimmt werden, die für die Weiner- 
zeugung der Gemeinnschaft repräsentativ sind. 
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In beiden Fällen bestehen die Interventionen: 

— in einer Beihilfe für die freiwillige Lagerung von 
Weinen, die bestimmten Qualitätsanforderungen 
entsprechen; 

— in der freiwilligen Destillation von Weinen, die 
diesen Qualitätsanforderungen nicht genügen-, 
der hierbei gewonnene Alkohol wird von einer 
Stelle übernommen, die von den einzelnen Er- 
zeugerstaaten zu benennen ist; 

— in der Gewährung einer Prämie für die Destilla- 
tion von Weinen zur Branntweinherstellung. 

In struktureller Hinsicht ist schließlich eine Melde- 
pflicht für Rebanpflanzungen und -rodungen vorge- 
sehen; außerdem können Maßnahmen zur Begren- 
zung der Weinerzeugung getroffen werden, wenn 
die wirtschaftliche Lage dies rechtfertigt. 

2. Die Maßnahmen an der gemeinsamen Außen- 
grenze bestehen im wesentlichen ln der vollständi- 
gen Anwendung der Zölle des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, verbunden mit der vollständigen Liberali- 
sierung des Handels mit dritten Ländern. Vervoll- 
ständigt wird diese Regelung durch die Festsetzung 
eines Einschleusungspreises, mit dem verhindert 
werden soll, daß der durch die Zölle bewirkte Schutz 
der Weinerzeuger der Gemeinschaft durch anomal 
niedrige Preise aufgehoben wird. 

Die obigen Maßnahmen werden durch besondere 
Bestimmungen ergänzt, die beispielsweise die Ein- 
führung von Einfuhrlizenzen betreffen. Auch im 
Rahmen des Veredelungs Verkehrs können Maßnah- 


men getroffen werden, bis eine Regelung von all- 
gemeiner Bedeutung für diesen Bereich erlassen 
wird. 

3. Zur Verbesserung der Qualität soll bis zum 
1. September 1968 eine Klassifizierung der Rebsor- 
ten vorgenommen werden. Die Mitgliedstaaten 
steht es weiterhin frei, die zur^ Erzeugung von 
Qual itäts weinen am besten geeigneten Gebiete ab- 
zugrenzen. 

Notfalls können entsprechende Gemeinschaftsmaß- 
nahmen getroffen werden. 

Die Harmonisierung der Weinbereitungsverfahren 
und die Annahme gemeinsamer Begriffsbestimmun- 
gen für die Erzeugnisse werden zur Verbesserung 
der Qualität beitragen. 

Die wichtigsten Punkte der Harmonisierung der 
Weinbereitungsverfahren müssen bis zum 1. Sep- 
tember 1968 festgelegt werden, ebenso die Maßnah- 
men zur Kontrolle des Weinhandels. Zu diesem 
Zweck ist vorgesehen, daß Trauben zur Weinberei- 
tung, Moste und Weine vom gleichen Zeitpunkt an 
nur noch in Verbindung mit einem beschreibenden 
Begleitschein innerhalb der Gemeinschaft in den 
Handel gebracht werden können. 

Dieser Schein könnte überdies zu Steuer- und Zoll- 
zwecken benutzt werden. 

Die Kosten der Interventionen zur Stabilisierung des 
Marktes sowie der Ausfuhrerstattungen sollen vom 
EAGFL übernommen werden. 
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Tabelle 1 a 


Bundesrepublik Deutschland 


Bezeichnung 

Kontingente 1959 | 

Ausnutzung 

Menge in 
hl 

Wert in 
1000 DM 

EWG-Lieferländer 

Menge in 
hl 

Wert in 
1000 DM 





Flaschen 


Schaumwein 

870 000 

6 500 

Einfuhren aus der EWG 

579 831 

3 382 

(in Vi Flaschen) 

Flaschen 


davon Frankreich 

570 771 

3 350 




davon Italien 

9 060 

32 




davon Luxemburg 


— 





hl 


Wein zu Herstellung von 

257 900 

13 283 

Einfuhren aus der EWG 

142 202 

9 737 

Schaumwein 



davon Frankreich 

119 151 

8 369 




davon Italien 

19 897 

1 008 




davon Luxemburg 

3 154 

360 

Rotwein 



Einfuhren aus der EWG 

— 

— . 

zum Verschneiden 



davon Frankreich 

— 

-- 




davon Italien 

— 

— 




davon Luxemburg 

— 

— • 

Tafelwein 

^551 400 

38 270 

Einfuhren aus der EWG 

577 871 

50 044 




davon Frankreich 

344 324 

34 224 




davon Italien 

233 547 

15 820 




davon Luxemburg 

— 

— , 

davon Weißwein ^ 

328 o/o 


Einfuhren aus der EWG 

140 842 

13 052 




davon Frankreich 

129 069 

12 176 




davon Italien 

11 773 

876 




davon Luxemburg 

— 

— 

Dessertwein 

78 360 

4 680 

Einfuhren aus der EWG 

81 808 

4 636 




davon Frankreich 

5 274 

447 




davon Italien 

76 534 

4 189 




davon Luxemburg 

— 

— 

Wein zur Herstellung von 

230 900 

10 480 

Einfuhren aus der EWG 

214 720 

9 357 

Wermut 



davon Frankreich 

21 900 

886 




davon Italien 

192 820 

8 471 
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T a 1) e 1 1 e I a 


Kontingente 1966 


Ausnutzung 


Menge in 
hl 


Wert in 
1000 DM 


EWG-Lieferländer 


Menge in 
hl 


Wert in 
1000 DM 


5 381 316 
Flaschen 


Einfuhren aus der EWG 
davon Frankreich . . 

: davon Italien 


Flaschen 

5 916 000 16 928 

5 686 000 16 364 

230 000 552 


480 000 


Einfuhren aus der EWG . . . . 

davon Frankreich 

davon Italien 

davon Belgien/Luxemburg 


am liberali- 
31.12.60 siert 


Einfuhren aus der EWG . . . . 

davon Frankreich 

davon Italien 

davon Belgien/Luxemburg 


950 000 


davon 


Einfuhren aus der EWG . . . . 

davon Frankreich 

davon Italien 

davon Belgien/Luxemburg 


245 000 


293 814 


Einfuhren aus der EWG . . . . 

davon Frankreich 

davon Italien 

davon Belgien/Luxemburg 


hl 

678 431 40 183 

664 080 39 017 

9 295 540 

5 056 626 

153 11 


1 130 538 111 473 

570 287 58 390 

560 245 53 083 

452 993 39 286 

318 273 26 760 

134 719 12 526 




am liberal!- Einfuhren aus der EWG 
31. 11. 60 siert davon Frankreich . . 


davon Italien 


11 998 815 

3 400 207 

8 598 608 


1) 1966: durch Zusammen- 
fassung der früheren 
bilateralen Kontingente 
eröffnete Kontingente 

2 ) 1966; auf Grund der 
Ratsentscheidung vom 
4. April 1962 eröffnete 
Kontingente 

a) Anhand der Zollstatisti- 
ken ist eine Aufgliede- 
rung nach Dessertwei- 
nen, Rotweinen und 
Weißweinen nicht mög- 
lich. 
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Tabelle? ]h 

Frankreich 



Bezeichnung 

Kontingente 1966 

Ausnutzung 

Menge in 
hl 

Wert in 

1 000 f 

EWG-Lief erländer 

Menge in 
hl 

Wert in 

1 000 f 

Schaumweine 

22 500 

7 875 

Einfuhren aus der EWG 

14 004 

491 089 



davon Bundesrepublik Deutschland 

161 

8 662 



davon Italien 

13 843 

482 427 



davon Luxemburg 

~ 

— 

Weine (ausgenommen 

4 800 

Einfuhren aus der EWG 

18 501 

357 507 

Dessertweine und 


davon Bundesrepublik Deutschland 

4 686 

106 065 

Weine mit kontrollier- 





ter Bezeichnung) in 


davon Italien 

13815 

251 442 

Fässern und Flaschen 


davon Luxemburg 

— 

— 

(1966 nur in Flaschen) ^) 



— 


Dessertweine ^) 

700 

Einfuhren aus der EWG 

321 

9811 

i 


davon Bundesrepublik Deutschland 


— 



davon Italien i 

321 

9 811 



davon Luxemburg 

— 

— 

Entscheidung des Rats 





vom 4. April 1962 





Q. b. A. in Fässern oder 








Flaschen 2) 
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T a bell 1 b 


Kontingente 1959 


Ausnutzung 


Menge in Wert in 
hl 1 000 f 

EWG-Lieferländer 

Menge in 
hl 

1 Wert in 

1 000 f 


Einfuhren aus der EWG 

24 029 

8 039 


davon Bundesrepublik Deutschland 

— 

— 


davon Italien 

24 029 

8 039 


davon BLWU 

— 

— 

(11 031) 

Einfuhren aus der EWG 

36 485 

6 905 


1 

davon Bundesrepublik Deutschland 

2 558 •■<) 

1 034 


davon Italien 1 

33 500 3) 

5 838 


davon BLWU 

427 '^) 

33 

(1 598) 

Einfuhren aus der EWG 

184 

60 


davon Bundesrepublik Deutschland 

— 

— 


davon Italien 

162 

55 


davon BLWU 



330 000 





i) 1966: durch Zusammen- 
fassung der früheren 
bilateralen Kontingente 
eröffnete Kontingente 

L») 1966; auf Grund der 
Ratsentscheidung vom 
4. April 1962 eröffnete 
Kontingente 

Anhand der statistischen 
Angaben ist eine Auf- 
gliederung der Weine, 
die im Rahmen der Kon- 
tingente (1) oder (2) 
eingeführt wurden, nicht 
möglich. 
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Tabelle 1 c 


Italien 


Bezeichnung 


Kontingente 1959 


Menge in 
hl 


Wert in 
1 000 L 


Ausnutzung 


EWG-Lieferländer 

Menge in 
hl 

Wert in 
1 000 L 

Einfuhren aus der EWG 

6611 

855 513 

davon Bundesrepublik Deutschland 

172 

14 900 

davon Frankreich 

6 439 

840 613 

davon Luxemburg 

— 

— 

Einfuhren aus der EWG 

36 

1 915 

davon Bundesrepublik Deutschland 

5 

379 

davon Frankreich 

31 

1 536 

davon BLWU 

— 

— 

Einfuhren aus der EWG 

2 112 

100 613 

davon Bundesrepublik Deutschland 

192 

10 221 

davon Frankreich 

1 920 

90 392 

davon BLWU 




Schaumweine 


Dessertweine und 
Mistela-Traubenmost 
mit Alkoholzusatz M 


Andere Weine 


Ratsentscheidung vom 
4. April 1962 


Q. b. A. in Fässern oder 
Flaschen 


915 640 


104 510 
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Tabelle 1 c 


Kontingente 1966 

j Ausnutzung 

Menge Wert in 

hl 1 000 1. 

1 EWG-Lieferländer 

Menge in 
hl 

Wert in 

1 000 L 


1 946 520 

Einfuhren aus der EWG 

17 136 

2 394 123 



davon Bundesrepublik Deutschland 

— 

— 



davon Frankreich 

17 136 

2 394 123 



davon BLWU 

— 

— 



Einfuhren aus der EWG 


— 



davon Bundesrepublik Deutschland 

- •’) 

— 



davon Frankreich 

— 

— 


> 264 260 

davon BLWU 

— 

— 



Einfuhren aus der EWG 

30 026 

1 301 293 



davon Bundesrepublik Deutschland 

— 

— 

> 


davon Frankreich 

30 026 

1 301 293 



davon BLWU 

— 

— 

330 000 




davon 




6 500 hl 




Schaum- 




weine 





1966: durch Zusammen- 
fassung der früheren 
bilateralen Kontingente 
eröffnete Kontingente 

1966: auf Grund der 
Ratsentscheidung vom 
4. April 1962 eröffnete 
Kontingente 

Anhand der statistischen 
Angaben ist eine Auf- 
gliederung der Weine, 
die im Rahmen der Kon- 
tingente (1) oder (2) 
eingeführt werden, nicht 
möglich. 
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I’ a b e 1 1 e 2 

Die Entwicklung der Anbaufläche von Keltertrauben, der ha-Erträge und 
der Weinerzeugung in den Mitgliedstaaten 


Mitgliedstaat 

1 

1 1957/58 ; 

1958/59 ^ 

1 959/60 

Ira Ertrag stehende Rebflächen an 

Bundesrepublik Deutschland 

59 

59 

61 

Keltertrauben (in 1000 ha) 

Frankreich 

1 267 

1 293 

1 299 


Italien 

1 624 

1 633 

1 637 


Niederlande 

- 

— 

— 


Belgien 

— 

— 

— 


Luxemburg 

1 

1 

1 


EWG 

2 951 

2 986 

2 998 

Ertrag an Wein in hl je ha ertrags- 

Bundesrepublik Deutschland 

38,5 

81,1 

70,5 

fähiger Rebfläche 

Frankreich 

i 25,8 

35,9 

44,7 


Italien 

26,4 

44,5 

40,5 


1 Niederlande 

— 

— 

— 


' Belgien 

— 

— 

— 


Luxemburg 

45,1 

130,1 

127,7 


EWG 

26,4 

60,0 

43,3 

Erzeugung an Wein 

j 

Bundesrepublik Deutschland 

2 264 

4 797 

4 303 

(in 1000 hl) 

Frankreich 

32 666 

46 491 

58 377 


; Italien 

42 838 

67 995 

66 379 


Niederlande 

6 

5 

5 


' Belgien 

3 

4 

4 


i Luxemburg 

50 

144 

143 


i EWG 

77 827 

119 436 

129211 
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Tabelle 2 


1960 '61 

1961/62 

1962/63 

j 1963/64 

1964/65 

1965/66 

64 

66 

67 

68 

69 

67 

1 310 

1 287 

1 291 

1 273 

1 259 

1 245 

1 638 

1 642 

1 615 

1 592 

1 576 

1 556 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

3 013 

2 996 

2 974 

2 934 

2 905 

2 869 

115,8 

53,9 

58,5 

88,3 

104,7 

73,2 

46,5 

36,1 

58,3 

44,4 

48,5 

53,5 

33,8 

32,1 

43,3 

33,7 

42,5 

44,2 

119,3 

102,3 

108,0 

136,0 

142,0 

97,0 

41,1 

34,3 

49,3 

39,7 

46,6 

48,9 

7 433 

3 574 

3 928 

6 034 

7 185 

5 035 

61 150 

46 468 

72 718 

54 511 

60 170 

66 568 

55 339 

52 482 

69 993 

53 640 

66 105 

68 793 

5 

5 

7 

8 

6 

9 

4 

4 

4 

4 

3 

4 

136 

117 

127 

158 

165 

113 

124 067 

102 650 

146 777 

114 354 

133 632 

140 522 


Quelle: SAEG, Agrarstatistik 1962: Nr. 4, 1965: Nr. 5, 1966: Nr. 6 
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Tabelle 3 

Die Entwicklung des Weinverbrauchs in den Mitgliedstaaten 


Mitgliedstaat 

1957/58 

1958,/59 

1959,/60 

Inlandverbrauch 

Bundesrepublik Deutschland 

5 196 

6 599 

7 304 

Insgesamt (in 1000 hl) 

Frankreich 

58 462 

59 514 

65 433 


Italien 

54 336 

55 878 

58 458 


Niederlande 

169 

169 

197 


Belgien 

540 

626 

665 


Luxemburg 

87 

98 

115 


EWG 

118737 

122 829 

132 143 

Trinkweinverbrauch in 1 pro Kopf 

Bundesrepublik Deutschland 

7,6 

10,2 

10,9 


Frankreich 

124,0 

123,0 

129,0 


Italien 

108,0 

110,0 

110,0 


Niederlande 

1,5 

1.5 

1,7 


Belgien 

5,9 

6,8 

7,2 


Luxemburg 

26,5 

29,6 

34,2 


^ EWG 

i 

68,0 

69,0 

, 70,0 
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1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

8 891 

8 752 

8 916 

8618 

10 175 

68 510 

62 981 

65 1 14 

68 128 

65 662 

57 651 

56 835 

58 467 

57 392 

62 425 

258 

275 

309 

314 

357 

704 

720 

724 

805 

710 

109 

104 

89 

80 

132 

136 058 

129 606 

133 619 

135 337 

139 461 

13,3 

12,7 

12,9 

12,2 

14,7 

129,0 

123,0 

120,0 

125,0 

119,0 

110,0 

110,0 

112,0 

105,0 

112,0 

2,2 

2,3 

2,6 

2,0 

2,6 

7,6 

7,7 

7,7 

8,4 

7,3 

32,4 

30,3 

26,2 

22,9 

37,7 

71,0 

69,0 

69,0 

68,0 

69,0 


Quelle: SAEG, Agrarstatistik 1966: Nr. 6 
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